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»Die Politik der bsdiscken
IKegierung

i .

Die umfangreiche Regierungserklärung , mit welcher
gestern Staatspräsident vr . Schmitt im Namen der ba -
bischen Regierung vor den neugewählten Landtag getre-
ten ist, zählt zu den bedeutsamsten Kundgebungen, die
wir bisher von dieser Seite her vernommen haben. Der
außerordentliche Ernst der Lage drückt sich in dieser Rede
in einer schlichten , dafür aber um so überzeugenderen
Nöeise aus . Die wirtschaftliche Not, die finanzpolitische»
Schwierigkeiten, mit denen Reich, Staat und Gemeinden
«u kämpfen haben, und das auf den Nägeln brennende
Problem eines vernünftigen Finanzausgleichs : diese drei
Momente sind es, welche in erster Linie der ganzen poli-
Mischen Situation ihr Gepräge verleihen. Und dement-
sprechend kann eine Regierungserklärung , wenn sie von
dem Gefühl wahrer Verantwortung getragen sein soll,
picht anders als in einem sehr ernsten Tone gehalten sein .

Trotzdem darf uns aber die Not der Stunde nicht in
jfine Verzweiflungsstimmung hineinjagen . Und auch die
Regierungserklärung des Staatspräsidenten warnt aus -
hrücklich davor. Sie bezeichnet es als unsere Pflicht, der
Allgemeinen Mutlosigkeit entgegenzutreten. Und sie fin-
ßet eine Reihe sehr gewichtiger Argumente , welche wahr-
jhaftig geeignet sind, eine Besserung schon in nächster Zu-
kunst erhoffen zu lassen. An der Spitze dieser Argumente
steht natürlich der zu erhoffende, befriedigende Abschluß
der Haager Verhandlungen . Aber auch ein Wirtschafts -
Katistischrr Rückblick auf das Jahr 1929 zeigt eine ganze
Deihe von Ziffern , die das Bild einer schon beinahe hoff-
tmngslosen Wirtschaftslage sehr deutlich korrigieren .

Was nun zunächst die badischen Finanzen betrifft , so

Ist

sich die Regierung klar darüber , daß der Staatsvor -
inschlag 1930/31 nur mit einem gewissen Vorbehalt un-
srbreitet werden kann, da naturgemäß die kommende
ieichsftnanzreform mitsamt dem Finanzausgleich so oder
o auf die badischen Etatverhältnisse einwirken wird ,
dennoch darf mit der Erledigung des Staatsvoranschlags
licht gezögert werden, zumal die Grundlagen und Gren¬

zen , von denen der neue Etat abhängt , im wesentlichen
gegeben sind .

; Bei vorsichtiger Schätzung steht einem Finanzver -
Mögen des badischen Staates von mehr als 460 Millionen
Reichsmark — wobei das Verwaltungsvermögen noch
glicht einmal berücksichtigt ist —, eine Schuldenlast von
^tund 100 Millionen gegenüber. Das ist kein be-
Unruhigendes Verhältnis . Aber es ist doch nicht mehr

Angängig, neue Ausgaben, falls sie nicht unmittelbar
» erbender Art sind , auf Anleihen zu übernehmen. Das
bedenklichste an einem Staatshaushalt ist die schwebende
? chulh . Sie beträgt für Baden rund 34 Millionen
ieichsmark . Natürlich müssen diese schwebenden Schill-

den getilgt werden. Ihre Ziffer wäre übrigens noch er-
deblich größer, wenn gewisse von einzelnen Parteien oder
•Gruppen gestellte Anträge im Landtag angenommen
worden wären. Nach Durchführung aller irgendwie mög-
Wichen und noch vertretbaren Kürzungen im Etat verbleibt

f
och ein Fehlbetrag , eine Unzulänglichkeit von über
0 Millionen Reichsmark für die Jahre 1930/31 . Und

dazu kommt dann der für die Tilgung der schwebenden
Schulden vorzusehende Betrag .

Das sieht gewiß nicht rosig aus . Doch brauchen uns
diese Zifern auch nicht mutlos zu stimmen . Auch die an -
deren Länder sind etwa in dem gleichen Verhältnis der -
schuldet bzw. mit Fehlbeträgen belastet . Und ferner ist

' ja von den Verhandlungen mit dem Reich eine '
Deckung

v erwarten . Die badische Regierung hat
deshalb zunächst keine badische Maßnahmen zur Deckung
vorgeschlagen . Sie will die Verhandlungen mit dem
« eich wegen der Eisenbahnrestabfindung , wegen des Aus -
fileichs für den Besoldungsmehraufwand und wegen eines
gerechteren Verteilungsschlüssel « bei der bevorstehenden
Reichsfinanzreform abwarten .

Entstanden ist die schwebende Schuld aus für uns un-
vermeidlichen Belastungen und durch den Mangel aus -
reichender Einnahmen . Eine Deckung der Ausgaben
durch die Einnahmen war bei der Ausstellung des Etats
nicht in vollem Umfange möglich . Während den Aus -
gaben im ganzen leider eine steigende Tendenz inne-
wohnt, sind die Einnahmen seit dem letzten Rechnungs-
jähr zurückgegangen . (Ein zweiter Artikel folgt)

Die Erklärung der neuen babiseben Regierung
Namens des Gesamtministeriums verlas am gestrigen Dienstagin der Plenarsitzung des Badischen Landtags StaatspräsidentDr. Schmitt folgende Regierungserklärung :

Fortsetzung der bisherigen Politik
Entsprechend dem Wahlausfall und mit Rücksicht auf die

praktischen Erfahrungen seit 1918 wird die neugebildete Re -
gierung die seit elf Jahren verfolgte badische Politik der
Stabilität in gerader Linie fortsetzen . Zu einer ruhigen ,
stetigen , aber aufwärtsstrebenden Fortentwicklung zwingt
auch die große Not , in der sich Reich und Land , Staat und
Volk. Landwirtschaft , Industrie , Gewerbe , Handel , kurz die
ganze Wirtschaft , Arbeitgeber und Arbeitnehmer befinden .
Tie Regierungsparteien sind daher zu weiterer gemeinsamer
politischer , opfervollster Zusammenarbeit entschlossen , so wie
auch bisher ihre Arbeit in hohem Matze politifch - pofi -
tiv , staakserhaltend , reichstreu und dem Gesamtwohl
förderlich war . Wenn irgend etwas dem Gesamtwohl
nützlich ist, dann ist es in erster Reihe die Stetigkeit und die
gleichmäßige Ruhe einer fortschreitenden Staatspolitik . Die
Stetigkeit der Politik ist auherdem Voraussetzung und Grund -
läge des Vertrauens zur Regierung .

Die Regierung stützt sich auf eine feste Mehrheit des Land -
tags , sie will aber treu der Verfassung dem ganzen Volke
dienen .

Treue zum Reich und Treue zur republika -
nischen Verfassung ist das erste und selbstverständ -
liche, freudige Bekenntnis der neuen Regierung . Wir achten
die Vergangenheit ; denn ein Volk, das seine Geschichte nicht
ehrt , ist nicht wert , daß es in der Zukunft noch einmal zu
einer geschichtlichen Bedeutung kommt ; aber wir verlangen
auch die Achtung unserer heutigen republikanischen Berfas »
sung , ihrer Einrichtungen , ihrer Symbole , besonders seitens
der Beamtenschaft , von der wir allerdings wissen , daß sie
eine treue , altbewährte und unentbehrliche Säule unserer
Verfassung war und ist. Wer im Dienst der Republik steht ,
schuldet ihr eben loyale Treue . Wir verlangen diese aber
auch von alle » andern Volksgenossen , weil die republikanische
Neuordnung der staatsrechtlichen Verhältnisse durch überwäl¬
tigende Mehrheiten des deutschen Volkes rechtsmäßig zu -
stände gekommen ist.

Die Regierung wird die Verfassung in Gesetzgebung und
Verwaltung durchführen und sich für ihre Beachtung durch
jedermann im Volke einsetzen , gebotenenfalls mit
den Machtmitteln des Staats ; die Regierung ist
überzeugt , damit dem äußeren und inneren Frieden zu dienen .

Wir achten und verehren unseren Reichspräsidenten von
Hindenburg , weil auch er , obwohl einer der größten Soldaten
und Heerführer , doch gleichzeitig nur in der Verständi -
gungspolitik das einzig wirksame Mittel zur Befrie -
düng Europas und Deutschlands erblickte und in diesem
Sinne den Vertrag von Locarno und den Eintritt in den
Völkerbund vollzog .

Die badische Regierung ist der Auffassung , daß die Außen -
Politik des Reichs Zwangsläufigkeiten schafft und daß des -
wegen die Innenpolitik von der Außenpolitik wesentlich ab -
hängig ist . Die badische Regierung wird die Reichsregierung
bei Fortsetzung ihrer Politik der Verständigung und des Ver -
zichts auf Revanche unterstützen und wird auch einer solchen
neuen internatinonalen Neuregelung zustimmen , welche dem
besetzten Gebiete , auch dem badischen , endlich baldige Be -
freiung von fremder Besatzung bringen , ausländische Vor -
mundschaften in Deutschland beseitigen unL dem deutschen
Volk nicht bloß Souveränität , sondern auch wesentliche finan -
zielle Erleichterungen hinsichtlich der Reparationen gewähren
wird . Die badische Regierung teilt aber auch mit Be -
stimmtheit die Auffassung der Reichsregierung , daß finanzielle
Erleichterungen — soweit nur irgendwie möglich und zu -
gleich sobald als nur möglich — nicht bloß zur Tilgung der
Schulden , sondern auch zur Senkung der drückendsten Steuern
verwendet werden müssen . Steuersenkung ist notwendig zur
Mehrung der eigenen Kapitalbildung , zur Steigerung der
Produktion und demzufolge zur Minderung der Arbeitslosig -
keit , zur Verminderung der Flucht deutschen Kapitals in das
Ausland , zur Fortsetzung der Sozialpolitik und zum allmäh -
lichen weiteren Auftrieb der gesamten Wirtschaft , auf
den wir nach befriedigendem Abschluß der
Haager Verhandlungen z>uversichtlich hoffen
müssen . Wir dürfen auch auf eine Besserung der Zukunft
hoffen . Es ist sogar unsere Pflicht , der allhe -
meinen Mutlosigkeit und H o ff n u n g s l o s l g -
keit entgegenzutreten , denn unsere Volkswirtschaft -
lichen Umsätze sind seit 1925 gestiegen ; die Umsätze des
Jahres 1929 halten sich auf der Hohe von 1928 . Die Wagen -
gestellung und die Güterbeförderung bei der Eisenbahn nimmt
gegen 1928 zu . Der Kohlenbergbau weist Höchstzahlen aus .
Die deutsche Ausfuhr hat seit Jahren eine stetig steigende
Linie . Erfreulich ist, daß an dieser Ausfuhr die Fertigwaren -
Industrie am stärksten beteiligt ist . Trotz geringeren Beschäf -
tigungsgrades dürste die Gütererzeugung im ganzen im
Jahre 1929 größer , mindestens gleich groß gewesen sein , wie
im Jahre 1928. Und da , wo ein Rückgang der Konjunktur
einsetzte , war das Tempo des Abschivungs verhältnismäßig
langsam . Auch andere , an sich wohlhabende Länder , haben
große wirtschaftliche Schwierigkeiten . Ich erinnere nur an
amerikanische Börsenkurse und an die schwierige Lage der
englischen Kohlen - und Baumwollindustrie .

Baden nnv das Reich
Anhänglichkeit und Treue zum Reich, volles Verständnis

für die Notwendigkeit der Einheit des Reiches ist ein Teil der
besonderen Wesensart des badischen Volkes in seinen
Schichten und Ständen , ohne Unterschied in Glaube und Welt -
anschauung . Deshalb wird die badische Regierung gute Be -
ziehungen zum Reich und seinen Organen pflegen , ebenso wie

zu den andern deutschen Ländern , insbesondere zu den süd-
deutschen .

Die badische Regierung wird den von dem Unterausschußder Länderkonferenz und von deren Berichterstatter empfoh:
lenen Standpunkt mit Nachdruck vertreten , daß Baden zuden Ländern alter Art mit Eigen st aatlichkeit
gehören mutz .

Grenzlandnot
Die Not in Baden beruht vorwiegend darauf , datz unserLand Grenzland geworden ist. Nicht alle Stellen in

Berlin und im sonstigen Deutschland hatten genügend Kennt -
nis von den schädlichen Wirkungen dieser Tatsache . Deswegenwar die viertägige , anstrengende Reise des Reichsrats nachBaden wertvoll und für das Verständnis badischer Verhältnisse
förderlich . Zahlreiche Mitglieder der Regierungen deutscherLänder und des Reichsrats haben in offiziellen Reden oder
schriftlich und mündlich ihre Meinung zum Ausdruck gebracht ,
datz die Grenzlandschäden in Baden größer seien , als sie an -
genommen hätten , und daß die Reise notwendig war , „um
dem Sieichsrat über die schweren Grenzlandnöte in Baden
und über das Gebot möglichst baldiger und wirksamer Reichs -
Hilfe zur Behebung dieser Nöte richtig die Augen zu öffnen .

"'
Wir hoffen , daß das Reichs - Grenzhilfepro -
gramm dem Rechnung tragen wird .

Berwaltnngsrefor ».
Die Prüfung der Frage , ob eine Verwaltungsreform im

großen Stil in Baden eintreten soll oder kann , setzt'voraus , daß zunächst die Reichsgesetzgebung selbst über
diese Frage der Länder - und Verwaltungsreform grundsätz -
lich zu einem Ergebnis gelangt ist. Vorher auf diesem Ge -
biet eine große Reform zu unternehmen , hietze doppelte , viel -
leicht unnötige oder unrichtige Arbeit leisten und vielleicht
unnötige Beunruhigungen zu schaffen . Baden hat seinerzeit
schon vor andern Ländern seine Verwaltung vereinfacht . Es
hat die selbständige Forst - und Domänendirektion , den Ver -
waltungshof , 13 Bezirksämter , 1 Amtsgericht und 3S tech -
nische Amter abgebaut . Dabei wird die Frage der Verein -
fachung im kleinen dauernd geprüft . Die Vereinigungder Wasser - und Stratzenbaudirektion mit dem Finanzmini -
sterium wird ausgeführt , sobald feststeht , daß die erforder -
lichen Umbaukosten gedeckt sind . Auch dieser Fall zeigt , daß
viele Vereinfachungen zunächst in einer Übergangszeit Mehr -
ausgaben verursachen .

In diesem Zusammenhang ist auch zu erwähnen , daß auf
die Veröffentlichungen des Statistischen Reichsamts im 1 . Iah -
resheft 1929 der Zeitschrift „Wirtschaft und Statistik " der
Finanzminister die andern Ministerien ersucht hat , an Hand
dieses Stoffes nachzuprüfen , ob in der Finanzgebarung der
öffentlichen Verwaltung in Baden Fehlerquellen vor -
handen sind , die mangels einer Vergleichsmöglichkeit mit an -
dern Ländern bisher nicht bekannt waren . Wenn auch aus
der Kopfzahl des Ausgabebetrags — angesichts der großen
strukturellen Unterschiede und der verschiedenartigen Auf -
gabenverteilung und angesichts der mit gewissen Ausgaben
erzielten höheren Einnahmen — noch kein zwingender Schluß
auf die Ausgabenwirtschaft gezogen werden kann , so bedeuten
doch hohe Kopfzahlen einen warnenden Fingerzeig . Ich habe
deshalb des weiteren im Laufe des Jahres , als weiteres Ma -
terial des Statistischen Reichsamts zugänglich wurde , die
Ministerien insbesondere ersucht , den Vergleich der Ausgaben -
Wirtschaft der öffentlichen Verwaltung in Baden zu vertiefen
und zwar während zunächst beschränkt auf das Land Würt -
temberg , das trotz der auch hier vorhandenen erheblichen struk-
turellen Unterschiede einigermaßen mit Baden vergleichbar ist.

Eine SpartommtMon
Nachdem die Vorarbeiten einzelnen Ministerien gezeigt

hatten , daß wir bei einem Vergleich mit Württemberg im
allgemeinen wertvolles Material erhalten , hat das Staats -
Ministerium beschlossen, eine unabhängige Kommis -
fion von badischen Sachverständigen (in Anleh -
nung an das Wort Sparkommiffar „Sparkommission " ge-
nannt ) einzusetzen . Diese Sparkommission hat die Aufgabe ,
an Hand der vergleichenden ReichsfinanzstaHstik , auf Grund
der Vorarbeiten der Ministerien sowie des sonst zu beschaffen-
den Materials zu prüfen , auf welche Ursachen es zurück-
zuführen ist , daß die Ausgaben der öffentlichen Verwaltung
m Baden für Land , Gemeinden und Gemeindeverbände ins -
gesamt wie auf einzelnen Gebieten höher sind wie die des
Nachbarlandes Württemberg . Die Sparkommission soll gleich-
zeitig Vorschläge zu Sparmaßnahmen organisatorischer
wie personeller Art zur Beseitigung etwa bestehender unbe -
gründeter Mehrausgaben machen . Die Sparkommission ist
ermächtigt , zur Durchführung der ihr übertragenen Auf -
gaben durch den Vorsitzenden oder durch die Mitglieder der
Kommission unmittelbar Auskünfte bei den einzelnen Mini -
sterien und den ihnen gleichgestellten oder unterstellten Staats -
stellen einzuholen und zu demselben Zweck unmittelbar mit
dem Statistischen Reichsamt und Staatsstellen des Vergleichs -
landes Württemberg in Verbindung zu treten . Da ? zu er -
stattende Gutachten über die Tätigkeit der Kommission
ist vom Vorsitzenden abzufassen und unmittelbar dem
Staatsministerium vorzulegen . Das Staatsministerium wird
zu gegebener Zeit dem Landtag weitere Mitteilung zukam-
men lassen .

Die Staatsregierung glaubt , auf diesem Wege am rasche»
sten zu einem Ergebnis zu kommen.

(Fortsetzung in der Beilage )



Die Daager Blonkerenz
Beteiligung der Reichsbank

an der Internationalen Bank
Die Rcicheregicrung hat beschlossen, gesetzlich die Beteili -

zung der Reichsbank an der Internationalen Bank sestzu-
legen . Die deutsche Delegation im Haag gab folgende Mit »
teilung aus :

„Die deutsche Delegation wird in der morgigen Sitzungdie erforderlichen Schritte tun , um die Beteiligung der
Reichsbank an der Bank für internationalen Zahlungsaus -
gleich und die Mitwirkung der Reichsbank bei den Aufgaben~ "der Bank für den internationalen Zahlungsausgleich gesetz -
lich zu gewährleisten . Wie wir weiter hören , hat der Reichs ,
bankpräsidenl in einer Besprechung mit Neichsfinanzmmi -
ster Moldenhauer erklärt , sich selbstverständlich für diesen
Fall

' den daraus sich ergebenden Verpflichtungen nicht zu
entziehen . Damit ist die Mitwirkung der Reichsbank ge-
sichert . In einer sich anschließenden Besprechung des Reichs -
bankpräsidenten mit sämtlichen vier deutschen Delegiertenwurde die Übereinstimmung auf vorhehender Grundlage fest-
gestellt .

"
In das neue Reichsbankstatut soll die Bestimmung aufge -

Nammen werden , daß zu den Aufgaben der Reichsbank auchdie Beteiligung an der B . I . Z . gehört . Reichsbankpräsident
Or . Schacht hat sich daraufhin im Hinblick auf diese gesetzliche
Festlegung für die Teilnahme der Reichsbank an der B . I . Z.erklärt . Da die Durchführung dieser gesetzgeberischen Matz -
nahmen naturgemäß eine gewisse Zeit erfordert , werden zu -
nächst, entsprechend einem Beschlutz des Reichskabinetts , die
Seehandlung und die Reichskreditgesellschäft an den Grün -
dungsverhandlungen der B . I . Z . teilnehmen , um dann nachder Annahme des Gesetzes den Platz der Reichsbank zu über -
geben .

Die Entschädigungsansprüche Württembergs
Der württembergische Finanzminister , Or. Dehlingen stellte

am Dienstag bei der ersten Lesung des Etats für 1930 im
Landtag fest, datz die württembergischen Staatsfinanzen sich
bisher verhältnismätzig gut gehalten haben und man ohne
Anleihen ausgekommen sei. Das zu Ende gehende Rechnungs -
jähr 1929 werde nicht ungünstig abschließe «.

Weiter behandelte der Finanzminister die Frage der Ab-
findung Württembergs für den Übergang der Post an das
Reich , in der noch eine Klage Württembergs beim Staats -
gerichtshof anhängig sei . Der Finanzminister nahm Stellung
gegen die Absicht des Reiches , diese Angelegenheit in einem
besonderen Abrechnungsgesetz zu regeln . Das Reich habe als
Betrag für die Postabfindung nur 14 Millionen Reichsmark
genannt , während Württemberg aus dem Staatsvertrag wohl -
begründeten Anspruch auf 260 Millionen Reichsmark habe .
Der Minister stellte fest, datz die wichtigste Staatseinnahme ,die Nutzung der Forsten , durch die russische Holzeinfuhr ge-
schädigt werde , und verlangte Abhilfe durch Änderung der
Zoll - und Frachttarife .

Beleidiguugsprozetz Hitler
Vor dem Amtsgericht München wurde am Dienstag der

Beleidigungsprozetz gegen den Schriftleiter Karl Rabe von der
„ Münchener Telegrammzeitung " verhandelt . Die „Münchener
Telegrammzeitung " hatte am t . November mitgeteilt , Hitler
habe am 27. Oktober ein befristetes Ultimatum an den bayeri¬
schen Kronprinzen gerichtet, und von ihm eine mit den Tat »

zfachen nicht übereinstimmende Erklärung über das ablehnende '
Verhalten zum Volksbegehren gefordert . Für den Fall , datz
diese Erklärung nicht gegeben würde , habe Hitler mit dem

schärfsten Kampf gegen die monarchistische Idee gedroht .
Hitler bestritt entschieden, jemanden zum Kronprinzen ge-

schickt oder gedroht zu haben . Von den Zeugen bekundete
i Oberst v. Lenz , datz der wesentliche Inhalt der Veröffent «
! lichung der Telegrammzeitung nach seiner Kenntnis der
Dinge durchaus richtig gewesen sei. Der Verteidiger Hitlers
erklärte , Hitler habe mit den Dingen , die ihm unterschoben

jwürden , nicht das Geringste zu tun . Schriftleiter Rabe führte
in seinem Schlußwort aus , datz er das erhaltene Material
nach der Qualität der Quelle ordnungsgemäß behandelt habe .
Die Urteilsverkündung findet am 24. Januar statt .

Misttraueusauträge in» Sächsischen Landtag
In der Vollsitzung des Sächsischen Landtags kam am

Dienstag der nationalsozialistische Mitztrauensantrag gegen
den Arbeits - und Wohlfahrtsminister Elfener zur Abstim -
mung . Für den Mitztrauensantrag stimmten 17, gegen ihn
2 Abgeordnete . Die übrigen Abgeordneten enthielten sich der
Stimme . Der Antrag ist damit abgelehnt . In parlamenta -
rischen Kreisen vermutet man jedoch, datz wegen dieses Ab»
stimmungsergebnisses Minister Elsener in allernächster Zeit
seinen Rücktritt erklären wird . Weiter kam der kommunisti -
sche Mitztrauensantrag gegen das Gesamtkabinett Bünger
zur Abstimmung . Für den Mitztrauensantrag stimmten 47
Abgeordnete (Kommunisten , Sozialdemokraten und Altsozia -
listen ) , gegen den Mitztrauensantrag 42 , während sich 7 Ab-
geordnete der Stimme enthielten . Der Mitztrauensantrag ist
damit abgelehnt , weil auch hier die erforderliche Zahl von 49,
d . i . eine Stimme mehr als die Hälfte der Gesamtzahl der
Abgeordneten , nicht erreicht ist.

Erhöhung des Weizen - und Roggenzolles . Das Reichskabi-
nett hat sich damit einverstanden erklärt , datz durch Verord -
nung mit Wirkung vom 20 . Januar der Roggenzoll auf 9 3M
und der Weizenzoll auf 9,50 M erhöht wird .

Verlängerung des Mieterschutzgesetzes. Dem Reichstag ist
ein Gesetzentwurf zugegangen , wonach die Geltungsdauer des
Mieterschutzgesetzes bis zum 30. Juni 1932 verlängert werd ^a.
soll.

Bersammluugsverbot in Berlin . Die Komm . Partei Deutsch-
lands hatte in Berlin zu Massendemonstrationen für heute auf -
gerufen . Da mit Zusammensetzen gerechnet werden mutzte , hat
der Polizeipräsident alle Versammlungen unter freiem Himmel
und alle Umzüge verboten .

In Worms ist es am Dienstag wieder zu einer Erwerbs -
losenkundgebung gekommen, in deren Verlauf ein junger
Mann durch einen Kopfschuß getötet worden ist.

Vor dem Grotzen Schöffengericht Berliu - Mitte begann der
auf mehrere Wochen berechnete Prozeß gegen den Kommerzien -
rat Lindemann und seine Brüder , die sich wegen Kurstreiberei ,
Betrugs und Beihilfe zu verantworten haben .

Der vermißte Berliner Nationalsozialist Ernst Schwarz hat
sich durch eine Postkarte bei seinen Angehörigen gemeldet .
Sein Verschwinden hat damit eine harmlose Aufklärung ge-
funden .

Bei Wilna wurde ein Bauer im Wald von einem Adler über -
fallen und durch Schnabelhiebe verletzt. Dem Bauer gelang es ,den Vogel mit einem Stockhieb zu töten .

In der Nähe von Belluno (Italien ) mutzte eine Gemeinde
geräumt werden , weil sie durch einen drohenden Erdsturz von
einem naheliegenden Berge stark gefährdet ist. In der Ge -
meinde sind bereits während des Krieges durch einen Erdsturzviele Menschen ums Leben gekommen .

Letzte Nachrichten
Zur Tage im Daag

Französische und englische Stimmen
WTB . Paris , 15. Jan . <Tel .) , „Matin " zufolge nähert sichdie Verhandlung über den Aoungplan ihrem Ende .Eine Verhandlung , die, was die Dauer und Schwierigkeiten

betrifft , mit den Friedensverhandlungen zu vergleichen sei.Räch dem Blatt soll Tardie « , der hrute nacht nach dem
Haag zurückgereist ist , erklärt haben, wenn man Samstag
vormittag alles beendet haben wird , so werde Frankreichkeine Enttäuschung zu verzeichne«, gewiß aber Gründe zur
Befriedjgung haben.

„Echo de Paris " glaubt , daß Tardieu unter Berufung aufden Borfall mit Dr. Schacht vom Montag festere Garantien
fordern werde . „Petit Parisien " schreibt, das ganze deutsche
Währungssystem hänge von der Reichsbank ab, und der ganzeVoungplan beruhe auf dem Beistand dieses Instituts . Es sei
unerläßlich , daß an der Spitze der Reichsbant ein Mann
stehe, der aufrichtig für Frieden und Versöhnung eintrete .
„Ouotidien " nennt Schacht einen Rationalsozialisten .

*
MTB . London , 15. Jan . ( Tel .) . Die Blätter beschäftigen

sich mit dem Zwischenfall im Haag und sprechen von einer
Kapitulation Dr. Schachts . Nur der „Daily Tele -
graph" bekundet Besorgnis wegen der Entwicklung der Dingeund befürchtet, daß vr . Schacht die Arbeit der BIZ . unter -
graben werde.

Der Personalstand beim Reich
VDZ . Berlin , 16. Jan . (Tel . ) Dem Reichstag ist eine

Übersicht über den Personalbestand der Hoheits - und Betriebs¬
verwaltungen des Reichs und der Reichspost nach dem Stande
vom 1 . Juli 1929 zugegangen . Gegenüber dem Stande vom
1 . Juli ergibt sich insgesamt : bei den Hoheitsverwaltungenein Weniger von 100 Beamten , ein Mehr von 1290 Angestell -
ten . ein Weniger von 2825 Arbeitern , bei der Reichspost : ein
Weniger von 5896 Beamten , ein Mehr von 2203 Angestellten ,ein Mechr von 10 506 Arbeitern .

Die Zahl der Beamten in den Hoheits - und Betriebsver -
waltungen des Reiches betrug am 1 . Juli 1929 insgesamt98 181, die Zahl der Angestellten 26 894 und die Zahl der Ar -
beiter 50 949 . Bei der Deutschen Reichspost betrug die Zahlder Beamten 241 441, wovon 39 740 weibliche Beamte waren .Die Zahl der Angestellten betrug 4725 , wovon 4118 weibliche
sind . Die Zahl der Arbeiter betrug 50 300.

Indienststellung des Kreuzers »Köln"
WTB . Wilhelmshaven , 15. Jan . (Tel .) Bei schönem , klaren

Winterwetter fand heute vormittag in Wilhelmshaven die
feierliche Indienststellung des Kreuzers „Köln " und die da-
mit verbundene Außerdienstsetzung des alten Kreuzers „Ama -
zone " statt.

In einer Ansprache an die auf dem Achterdeck der „Köln "
angetretene Besatzung schilderte der Kommandant , Fregatten -
kapitän von Schröder , das ruhmreiche Schicksal der ersten
„Köln "

, die am 28. August 1914 im Kampf gegen englische
Übermacht in der Nordsee unterging , und von deren Mann -
schast nur ein Mann , der zur Feier anwesende OberheizerNeumann , der damals , drei Tage herumgetrieben , gerettetwurde . Ferner gedachte der Kommandant der Versenkung der
zweiten „Köln " bei Scapa Flow .

Um 10.08 Uhr hißte die „Köln " Flagge und Wimpel , gleich-
zeitig holte die „Amazone " Flagge und Wimpel nieder . Eswar eine große Zahl von Glückwünschen eingelaufen , vondenen die des Reichspräsidenten , des Reichswehrministers Grö -
ner und des Chefs der Marineleitung , Admiral Räder , verlesenwurden . Darauf nahm im Namen der Stadt Köln für den
verhinderten Oberbürgermeister vr . Adenauer Stadtverord -
neter Or. Löhle das Wort und wies auf den bedeutungsvollen
Tag für die Stadt Köln hin .

Zwischenfälle im Sklarekausschutz
Die Finanzwirtschaft der Stadt Berlin

VDZ . Berlin , 15. Jan . (Tel . ) Im Sklarek -Unterfuchungs -
ausschuß des Preußischen Landtages kam es heute zu erreg -
ten Zusammenstößen . Der Ausschuß hatte vorgestern in nicht -
öffentlicher Sitzung beschlossen, einige bedeutende Fragen hin -
sichtlich der Finanzwirtschaft der Stadt Berlin vorläufig nicht
zu erörtern , um die schwierige Situation Berlins nicht noch
zu verschärfen.

Abg . Koch (Dntl .) stellte trotzdem an den Untersuchungs -
kommissar in den Disziplinarverfahren , Tapolski , bedeutsame
Fragen über dieses Thema . Er wollte u . a . wissen , ob es
zutreffe , datz die Stützungsgelder der Stadt Berlin , die unter
keinen Umständen angegriffen werden können , restlos in der
Kämmereikasse verschwunden sind und weiter , ob es zutreffe ,daß Gelder der Wohnungssürsorge in Höhe von 25 Millionen
Reichsmark auf die gleiche Weife in die Kämmereikasse ge-
flössen seien , und schließlich, ob es richtig sei, ob sogar die Gel -
der , die die Baugesellschaften , bevor sie die Baugenehmigung
erhalten , deponieren müssen für die Gas -, Wasser - nnd Elek-
trizitätsanfchlüsse , gleichfalls verschwunden waren , weshalbdenn auch für fertige Neubauten wegen der Geldnot Berlins
nun diese Anschlüsse nicht getätigt werden können . Er fragte ,ob nur den Kämmerer die Verantwortung für diese Dinge
treffe , oder nicht auch den Oberbürgermeister Böß .

Während dieser Befragung machten die Regierungsparteienund die Deutsche Volkspartei erregte Zwischenrufe , in denen
sie vom Bruch der Vertraulichkeit durch den Abgeordneten
Koch sprachen .

Der Vorsitzende , Schwenk (Komm .) , stellte fest, daß ein Aus .
schutzbeschluß vorliege , diese Fragen jetzt noch nicht zu erör -tern und gab der Meinung Ausdruck , daß in der heutigen Ber¬liner Stadtverordnetenversammlung die Stadtverwaltung von
sich aus auf die Dinge eingehen werde .

Überfall auf einen bayerische« Landtags,
abgeordneten

WTB . Koburg , 15. Jan . (Tel . ) Wie der Polizeibericht mel -
det , wurde in der vergangenen Nacht gegen Kl Uhr der baye¬
rische Landtagsabgeordnete Klinger (Soz . ) auf dem Wege nach
seiner Wohnung von zwei Personen überfallen und mit einem
harten Gegenstand derart mißhandelt , daß er vorübergehend
besinnungslos zusammenbrach und sich später in ärztliche Be -
Handlung begeben mußte . Es wird angenommen , datzder Überfall einen politischen Hintergrund hat . Die Täter
konnten bisher noch nicht ermittelt werden .

Afghanistan bezahlt Aman Nllahs Schulden . Der frühere
König von Afghanistan , Aman Ullah , hatte , als er seinerzeitin Deutschland war , Waren für mehrere Millionen Reichs -
mark gekauft . Die Reichskreditgesellschaft gewährte ihm laut
. .33. T ." einen Kredit in der Höhe die>er Beträge . Jetzt hatdie neue afghanistische Regierung mitgeteilt , datz sie die Wa -
ren übernehmen und den Kredit prefundieren werde .

Kelloggpakt und Bölkerbundsatzung
Der Völierbundsrat in Genf beschloß zur Prüfung der durchden Beitritt aller Völkerbundsstaaten zum Kelloggpakt not -

wendig gewordenen Abänderungen des Bölkerbundspaktes ein
Juristenkomitee einzusetzen .

Henderson unterstrich die Notwendigkeit der Ungleichungdes Völkerbundspaktes , der bekanntlich in gewissen Fällen den
Krieg noch erlaubt , an die Kriegsächtung des Kelloggpaktes .
Durch die Herausnahme des Rechtes zur Kriegführung werdeder Völkerbundspakt , der für England immer die fundamen »
tale Grundlage zur Entwicklung der internationalen Zufam »
menarbeit und zur Aufrechterhaltung des Friedens bleibe ,nicht abgeschwächt, sondern gerade in seiner Wirksamkeit zur
Beilegung internationaler Konflikte gestärkt werden .

Briand betonte gegenüber Henderson , datz die dem Völker -
bundspakt innewohnende Wirksamkeit durch das wiederholte
erfolgreiche Eingreifen des Völkerbundsrates bei drohenden
Konflikten erwiesen sei. Er sprach sich für eine sehr breit an -
gelegt ^ gründliche Prüfung der Frage aus , wobei auch die
vom Sicherheitskomitee behandelten Fragen über die Mittel
zur Kriegsverhütung ins Auge gefaßt werden sollten .

Staatssekretär von Schubert stimmte der von Briand an -
geregten Prüfung auf breitester Grundlage zu und erinnerte
daran , daß Deutschland dem Sicherheitskomitee seinerzeit be-
sondere Vorschläge zur Verstärkung der gegenwärtig vorhan -
denen triegsverhütenden Maßnahmen unterbreitet hat .

S ^ cllsdier Teil
Wadischer Landtag

(10. Sitzung )
DZ . Karlsruhe , 14. Jan . 1930 . •

Präsident Dr. Baumgartner eröffnet um J44 Uhr die erste
Plenarsitzung nach der Weihnachtspause . Eingegangen ist eine
Reihe von Anträgen und Interpellationen . Auch liegen wieder
neue Gesuche vor .

Der Präsident nimmt Gelegenheit , dem Abg . Habermehl zum70 . Geburtstag die Glückwünsche des Hauses auszusprechen
(Beifall ) . Es folgt die Erledigung

Kurzer Anfragen .
Abg . Aman » (Zentr . ) fragt wegen Hilfsmaßnahmen für di«notleidenden Winzer des Bodenseegebietes . Regierungsseitigwird erwidert , datz alle Schritte getan werden sollen , die zur

Erleichterung der Notlage geeignet sind.
Ferner antwortet die Regierung aus die Kurze Anfrage deH

Abg . Dr. Schmitthenner (D . Natl . ) betr . das Dotationsgesetz .Dann ergreift Staatspräsident Or. Schmitt das Wort zur
Regierungserklärung

Die Rede , die wir an anderer Stelle im Wortlaut bringen ,findet lebhafte Zustimmung der Regierungsparteien .Es folgt der Bericht des Geschäftsordnungsausschusses üb ««den Antrag des Justizministers auf Genehmigung zur
Strafverfolgung des nationalsozialistischen

Abgeordneten Wagner
Darüber berichtet
Abg . Dr. Kaufmann (Zentr . ) . Es handelt sich um die bekann -

ten Vorkommnisse im „Darmstädter Hos " am 13. Dez . 1929.
Nach den Zeugenaussagen war es in diesem Lokal zu Belei¬
digungen und tätlichen Angriffen von Nationalsozialisten gegenMitglieder — auch ausländische — der internationalen Eisen -
bahntariftommission gekommen . Bei diesen Auseinandersetzu ^«
gen war auch der Abg . Wagner zugegen . Er hat im Ausschußerklärt , datz er sich freiwillig dem Gericht stellen würde , er
müsse sich aber gegen die Aufhebung der Immunität wenden ,die dem Sinn und Geist der Weimarer Verfassung widersprecht
(Heiterkeit ) . Wenn aber der Abg . Wagner selbst ein Jnter -
esse an der gerichtlichen Klarstellung der Vorgänge habe , sogebe es nur zwei Wege : Entweder Aufhebung der Immunitätoder Niederlegung des Mandats .

Der Ausschuß empfiehlt mit allen gegen eine Stimme die
Genehmigung zur Strafverfolgung des Abg . Wagner wegen
Körperverletzung , Beleidigung und Ruhestörung zu erteilen .

Abg. Seubert (Zentr . ) berichtet namens des Vertrauens »
männerausschusses über den Fall des Majors a . D . Fröhlichaus Karlsruhe , der in einer nationalsozialistischen Versamm -
lung in Lohrbach (Amt Mosbach ) in nicht wiederzugebendenAusdrücken das heutige Regierungssystem kritisiert , Regie -
rungsmänner und den Landtag beleidigt haben soll.Der Justizministcr ersucht den Landtag um seine Ztistim »
mung zu einem Strafverfahren gegen Major a . D . Fröhlich
wegen Beleidigung des Landtags .

Abg . Trinks (Sozdem . ) erstattet namens des Rechtspflege -
ausschusses Bericht über die Denkschrift des Innenministersbetr . nationalsozialistischen Ausschreitungen im Landtagswahl -
kämpf . Er beantragt , die Denkschrift zur Kenntnis zu neh -
men .

In der
Aussprache

nimmt zunächst Avg . Lenz von den Nationalsozialisten das
Wort .

Der Polizeibericht über die Vorgänge im „Darmstädier
Hof " sei unrichtig . Verschiedene Zeugen seien nicht gehörtworden . Man habe es verbieten wollen , deutsche Lieder zu
singen . Soweit seien wir im deutschen Vaterlande noch nicht .Als die Nationalsozialisten sich angeschickt hätten , in Ruhe
wegzugehen , habe man ihnen das Wort „Boche " nachgerufen .Dem Abg . Wagner sei von einem Hamburger Herrn ein Stoß
versetzt worden , den er mit einer Ohrfeige erwidert habe .
Im übrigen hätte der Abg . Wagner mit allen Mitteln ver -
sucht, Weiterungen zu verhüten . Die Immunität des Abg .
Wagner könne nicht aufgehoben werden .

Auch in bezug auf den Fall Fröhlich und die Denkschrift des
Ministers vertritt der Redner die Auffassung , daß von der
Polizei unsachlich berichtet worden sei.

Die Nationalsozialisten treten den Anträgen des Bericht »
erstatters entgegen .

Abg . Bock (Komm . ) will materiell auf die „Schlachten
"

nicht
eingehen ; er wendet sich aber grundsätzlich gegen eine Preis -
gäbe der Immunität . Hinsichtlich des Falles Fröhlich meint
der Redner , der Landtag sollte über diese Dinge , auch wenn
sie stimmten , erhaben sein .

Abg . Böning (Komm . ) bezeichnet die Nationalsozialisten als
die schlimmsten Feinde der Arbeiterschaft . Man werde sie schla-
gen , wo man könne . Auf Zurufe der Nationalsozialisten be-
merkt der Redner , „Ihr seid .Nationalbajazis " ! "

(Der Prä -
sident rügt diesen Ausdruck ) .

Abg . Kraft (Nationalfoz . ) spricht von einseitig gefärbten Be -
richten der Abgeordneten Seubert und Or . Kaufmann (Lebhafte
Entrüstungsrufe und erregte Zwiegespräche . — Die Abgeord¬
neten Kraft und Lenz ziehen sich Ordnungsrufe zu ) .

Abg . Dr. Leers (Dem . ) sieht sich als Vorsitzender des Ge -
schäftsordnungsausschusses genötigt , den Ausführungen de»
Vorredners über die Berichterstattung entschieden entgegenzu -
treten .

Der Schrei nach der Vervollständigung des Materials sei
überdies nur möglich , wenn der Abg . Wagner ' mit in oä »

.■. ' ' Iis . -



schwebende Verfahren einbezogen und dazu die Immunität auf -

^
Aba

"
v

"
Zchmitthenncr (D . Natl . ) stimmt dem Ausschuß ,

antra « hinsichtlich des Major « a . D . Fröhlich zu . weil es sich
um einen Mann der gebildeten Stande handle . Die Aufhebung
der Immunität lehnen die Deutschnationalen ab . Sie wun -
schen eine gesetzliche und grundsätzliche Regelung der Frage
und keine Entscheidung von Fall zu Fall . Die Denkschrift des
Ministers wäre besser unterblieben ; denn auf diesem Wege
werde der Verkehrston nicht gefördert .

Es folgen weitere , zum Te,l recht lebhafte Auseinander -
setzunaen Es sprechen die Abgeordneten Bauer (D . Vp . ) > Rein -
told iSozdem . I . von « u (Wirtsch . u . Bauernp .), Duffner
(Zentr ) Maier -Heidelberg (Sozdem .) und Dr . Stets (Dem .) .

Abg Dr. Mattes (D . Vp .) bedauert , daß der Abg . Wagner
aus dem Ausschutzbeschlutz nicht die Konsequenzen gezogen
und dem Hause diese unerquickliche Debatte erspart hat (Leb -
hafte Zustimmung bei der Mehrheit ) . Die Denkschrift der Re -
gierung hält der Redner für überflüssig .

Minister des Innern Wittemann
weist die Vorwürfe zurück , die von nationalsozialistischer Seite
gegen die Polizei gerichtet wurden . Die Polizeibeamten er -
füllten ihre Pflicht mit grötzter Gewissenhaftigkeit . Sie seien
aber auch Menschen , und sollte ihnen etwas Unrichtiges unter -
laufen , so geschehe es gewitz nicht mit Absicht. Die Denk -
schrift des Ministers Dr. Remmele sei der Niederschlag von

"Zeugenaussagen aus allen Parteilagern . Die Regierung habe
sie für notwendig gehalten , um die Unruhe und Unklarheiten
draußen im Lande zu beseitigen . Das zu tun , sei das gute
Recht der Regierung .

Die Vorfälle im „ Darmstäbter Hof " würden im weiten Aus -
lande dem deutschen Namen keine Ehre machen und die Kritik
herausfordern . Dem deutschen Ansehen würde dadurch mehr
geschadet als genützt .

Im Auftrag des Justizministers gibt
Generalstaatsanwalt Dr . Hafner eine Erklärung auf ge-

wisse Fragen des nationalsozialistischen Blattes „Der Führer "

ab .
Nach kurzen Bemerkungen des Abg . Dr . Köhler (Nationalsoz .)

und einem Schlutzwort des Berichterstatters (aus dem hervor -
geht , daß auch der Justizminister für seine Person Straf -
antrag gegen Major a . D . Fröhlich gestellt hat ) wird zur
Abstimmung geschritten .

Die Immunität des Abg . Wagner wird mit allen gegen
v Stimmen bei 2 Stimmenthaltungen aufgehoben .

Ferner beschlietzt das Haus mit grotzer Mehrheit die Geneh¬
migung zur Strafverfolgung des Majors a . D . Fröhlich zu er -
teilen und die Denkschrift des Innenministers zur Kenntnis
zu nehmen . Bei letzterem Punkte enthalten sich Deutsche Volks -
Partei und Deutschnationale der Stimme .

Um 8K Uhr wird die Sitzung geschlossen.
Nächste Sitzung Mittwoch vormittag v Uhr .

(11 . Sitzung )
DZ . Karlsruh ». IS . Jan . 1930.

Auf der Tagesordnung der heutigen Vormittagssitzung
stehen

fnterpellationenbegründet die Förmliche Anfrage sei -
net Gruppe über
die Ansiedlung der aus Rußland flüchtigen deutschstämmigen

Landwirte
lin den Ostprovinzen . Namens des Innenministers antwortet
Oberregierungsrat Münch mit dem Hinweis auf die Matznah -
men des Reichs . Die grotze Mehrzahl der Flüchtlinge habe nach
wie vor die Absicht, nach Amerika auszuwandern . Es könnte
fich höchstens darum handeln , etwa 100 Familien in Deutsch¬
land anzusiedeln . Dem stehen aber im Gesetz begründete
Schwierigkeiten entgegen . Ein besonderer Anlaß zu Borstel -
lungen beim Reiche liege für die badische Regierung nicht vor .

Eine Besprechung wird nicht gewünscht .
Abg . Lenz (Nationalsoz .) wendet sich in einer Förmlichen

Anfrage gegen
das Verbot der Zugehörigkeit von Schülern

zur „ Hitlerjugend".
Man werde trotzdem alles tun , um „unter der Decke die Ju «
gend in „anständigem Geiste zu erziehen "

(Lachen bei der
Mehrheit ) .

Oberregierungsrat Zimmermann erwidert im Auftrag des
Unterrichtsministers , datz durch den Erlatz vom 12 . Januar
1921 die Teilnahme von Schülern an parteipolitischen Ver -
einen nur wahlmündigen Schülern erlaubt ist . Da festgestellt
werden mutzte , datz noch nicht wahlmündige Schüler sich Partei -
politisch betätigen , wurden die Schulbehörden durch Verord -
nung vom Oktober 1929 angewiesen , streng darauf zu achten ,
datz Schüler dem parteipolitischen Leben fern bleiben , wid -
rigenfalls mit Strenge einzuschreiten . Unter die politischen
Vereine falle auch die Hitlerbewegung . Das Verbot verstoße
nicht gegen die Reichsverfassung .' In der

Aussprache
meint

Abg . Frau Langendorf (Komm .) » auch die politische Be -
tätigung der revolutionären Jugend werde mit allen Mitteln
verhindert .

Abg . Person (Zenit .) führt aus , durch die Nationalsozialisten
würde die Jugend systematisch verhetzt , dem Gedanken der
deutschen Schicksalsverbundenheit entzogen und mit blutigstem
Hck̂ erfüllt . Staat und Schule mützten davor geschützt wer -
den . Der damalige Minister Dr. Leers tat nur seine Pflicht ,
als er die Verordnung erlietz .

Abg . Hilbert (Wirtsch . u . Bauernp .) vertritt die Auffas -
sung , datz die Regierung noch schärfer vorgehen müsse . Er
empfiehlt ein Verbot sämtlicher uniformierter Kampforgani -
sationen , auch des Reichsbanners , nicht nur für die Schule ,
sondern für das ganze Volk. Sie würden immer einen Zank -
dpfel bilden .

Abg . Dr. Tchmitthenner (T>. Natl .) ist nicht gegen die Ver -
ordnung , findet aber , datz ihre Anwendung ungerecht sei. Der
JKetmei ermnert an die Auseinandersetzungen Reichsbanner -
Stahlhelm , wobei Minister Dr. Leers erklärt habe , datz das
Reichsbanner eine unpolitische , überparteiliche Organisation
Ii « , l '

,
et ' Fak>e schon damals eine gegenteilige Auf »

In ,
vertreten und vertrete sie heute noch.

Abg . Dr. Leers (Dem . ) unterstreicht : Parteipolitik gehört
nicht in d« « chule. Er bezweifelt , ob die Nationalsozialistenimmer von legalen Mitteln leben , und protestiert dagegen , datzman das Reichsbanner auf die gleiche Stufe stellt wie die
Hitlerbewegung (Zurufe der Nationalsozialisten . — Abo Köh¬ler erhält für die Äußerung ..Judenpolitik " einen Ordnungs -

Ab§. Maier - Heidelberg (Sozdem . ) hält das Reichsbanner
für einen Schutzwall gegen den Apell an die Gewalt , den die
extremen Parteien beliebten . Im demokratischen Staat biete
sich die Möglichkeit , auf legalem Wege seine Ziele zu ver -
folgen . Die nationalsozialistischen wie überhaupt jede Partei -
politische Schulagitation verwerfen wir . Was wir fordern , istdie staatsbürgerliche Erziehung im republikanischen Sinne .Es sprechen noch die Abg . Roth (Nationalsoz . ) und FrauRichter (T .Natl . ) , welch letztere namentlich die Rote Jugend -
oewegung verurteilt . Damit ist die Rednerliste erschöpft .Es folgt Bericht des Abg. Dr. Waldeck (D . Vp . ) über den
Antrag der Kommunisten , das

? eri »t de? Notfr »ntkikKbferiunde ?aus / Der Rechtspflegeausschutz beantragt , dem An -trag d ;c Zustimmung zu versagen .
(Fortsetzung des Berichts in der nächsten Nummer )

Zur Grundsteinlegungdes 'lllniversitätsneudaues in IdeidelbergEin Telegramm des Reichspräsidenten
Der R«ktor der Universität Heidelberg hat an den Reichs -

Präsident anläßlich der Grundsteinlegung des Universitätsnru -baues ein Telegramm gerichtet , in dem er in tiefster Ehrerbie -
tung und unauslöschlicher Dankbarkeit des Reichspräsidenten
gedenkt und das Gelöbnis unverbrüchlicher Treue im Dienstedes Vaterlandes erneuert .

Der Reichspräsident hat in seiner Antwort seinen Dank aus -
gesprochen . Er gedenke in dankbarer Anerkennung der Förde -
rung , welche die Universität Heidelberg durch diese, der Jnitia .
tive des Herrn Botschafters der Vereinigten Staaten in Ber -
lin , Dr. Schurman , zu verdankende Stiftung amerikanischer
Freunde Heidelbergs erfahren habe .

50. Geburtstag von Ministerialrat Dr. Barck
Der Polizeireferent im Ministerium des Innern , Ministe -rialrat Dr. Barck , begeht heute seinen 50. Geburtstag . InDanzig geboren , kam Dr. Barck frühzeitig nach Baden , wo erin Karlsruhe feine Jugendzeit verlebte . Nach juristischen und

volkswirtschaftlichen Studien trat er im Jahre 1902 in den
badischen Staatsdienst ein , in dem er nunmehr über ein vier -tel Jahrhundert tätig ist. 1912 wurde er Amtmann , 1917
Oberamtmann und 1920 Regierungsrat im badischen Mini -
sterium des Innern . Im gleichen Jahre wurde Dr . Barck indas Reichswirtschaftsministerium nach Berlin berufen , 1921
übernahm er als Oberregierungsrat die Leitung der Polizei -
abteilung im badischen Ministerium des Innern .Mit grotzer Tatkraft und außerordentlichem Verständnis
für die besonderen Aufgaben der modernen Polizei hat hierDr. Barck wertvolle Arbeit im Dienste der Öffentlichkeit unddes Staates geleistet . Eine Reihe belehrender und aufklären -
der Artikel über neuzeitliche Polizeifragen in der Fach - und
Tagespresse , sowie ein Buch über die weibliche Polizei , haben
seinen Namen weit über die Fachkreise hinaus als eines füh -
renden Polizeifachmannes bekanntgemacht . Grotze Verdiensteerwarb sich Dr . Barck ferner durch die Organisierung der In -
ternationalen Polizeiausstellung , die 1925 in Karlsruhe statt -
fand und die besonders auch im Ausland , als erste ihrer Art
hohe Beachtung fand .

Die badischenBankbeamten zum Personalabbau
Der Deutsche Bankbeamtenverein hielt am vergangenen

Sonntag in Karlsruhe eine badische Bezirkstaguug ab , zu der
in überaus zahlreicher Weise Vertreter von allen BankplätzenBadens erschienen waren . Die Tagung wurde von dem Gau -
Vorsteher W . Jeuck, Stuttgart , geleitet , der in einem Referatüber die sich in Baden zeigenden sozialen Auswirkungen der
Großbankensusion berichtete . Als Vertreter der badischen Regie -
rung nahm Oberregierungsrat Emele an den Beratungen teil .
In Kstündiger Aussprache wurden die aus dem Aufgehen der
Rheinischen Ereditbank und Süddeutschen Disconto -Gesellschaftin der D . D .-Bank erwachsenen sozialen Folgen , wie Personal -
abbau , ltberzeitarbeit usw . behandelt .

In einer Entschließung wurde gerade auf diesen Punkt
Bezug genommen . Es heißt darin : „Da die Arbeit in allen
Zweigstellen der D . D . - Bank einen unerwarteten großen Um -
fang angenommen hat , die unter Anwendung recht zahlreicher
Überstunden bisher erledigt werden konnte , so erwartet die
Versammlung , daß keine weitere Fortsetzung des Personal «
abbaus erfolgt , und datz die an allen Plätzen noch schweben-
den Kündigungen zurückgenommen werden . In der Frage der
Pensionskassenregelung erwartete die Versammlung die im
Interesse der gesamten Bankangestelltenschaft liegende Ver -
schmelzung des BeamtensürsorgevereinS der Deutschen Bank
mit der Neutralen Pensionskasse . Mit besonderem Dank stelltdie Versammlung fest, daß das badische Innenministerium in
weitgehendem Maße die durch den Deutschen Bankbeamten »
verein dem Ministerium vorgetragenen Wünsche berücksich-
tigt und zu erfüllen versucht hat .

Beginn des Kraftwerkbaues Doggern
Mit den Vorarbeiten für den Bau des neuen Kraftwerkes

ist bereits begonnen worden . Zunächst werden Tiefbohrungen
zur Sondierung des Untergrundes des neuen Kraftwerkes vor »
genommen . Die Bauarbeiten werden voraussichtlich im Früh »
jähr in Angriff genommen .

Aus der Landeshauptstadt
Der neue amerikanische Botschafter ein Freund des Schwarz -

Waldes . War Botschafter Schurman ein treuer Freund der
alten Musenstadt Heidelberg , mit deren „Alma mater " sein
Name dauernd verbunden sein wird , so ist sein Nachfolger ,Senator Sackett , wie er dem Vertreter des „B . T . " mitteilte ,ein alter begeisterter Verehrer der Schönheiten des Schwarz -
Waldes , besonders Baden - Badens .

Städtische Milchversorgung . Die Verhandlungen zwischen
Stadtverwaltung , Landwirtschaft und Milchhandel wegen ge-
meinschaftlicher Beteiligung an der Milchversorgung haben zueiner grundsätzlichen Einigung geführt , nachdem in einer
Mitgliederversammlung am letzten Freitag die Karlsruher
Milchhändlervereinigung e . G . m . b. H. den Abmachungen
beigetreten ist, die am 3. d . M . bei Verhandlungen im Mini -
sterium des Innern zwischen den Beauftragten der Stadtver -
waltung , der Landwirtschaft und des Milchhandels getroffenworden waren . Es werden hiernach an der Milchversorgungs -
aesellschaft beteiligt sein : Landwirtschaft und Milchhandel mit
ze 25 Prozent , die Stadt Karlsruhe mit 50 Prozent des Ge¬
schäftskapitals . 0

Aufklärung von V - Zug -Diebstählen . Der Frankfurter Bahn -
Polizei ist es in den letzten Tagen gelungen , einen gefährlichen
D -Zug -Dieb zu verhaften . Der Täter , der bereits eine mehr -
jährige Strafe wegen Diebstahls verbüßt hat , hatte seine Beute
in verschiedenen Städten , auch in Mannheim , untergebracht ,
wo in seiner Wohnung nicht weniger als 208 silberne und
goldene Wertobjekte beschlagnahmt werden konnten . Auch in
Karlsruhe und Darmstadt hatte er vorübergehend Wohnung
genommen . Nachdem in den ersten Tagen des Januar nicht
weniger als sieben Fälle von Kofferdiebstählen in D - Zügen
zwischen Karlsruhe und Frankfurt gemeldet worden waren ,
gelang es der Bahnpolizei , den Täter an dem Tage zu ver -
haften , an dem gleichzeitig zwei Diebstähle von Reisenden des
D -Zugs Frankfurt —Karlsruhe gemeldet worden waren . Es
ist festgestellt , datz der Dieb tagtäglich mit einer Bahnsteig -
karte durch die Sperre in die Züge ging . Der allergrötzte Teil
der Diebesbeute , die einen Wert von etwa 15 000 RH darstellt ,
konnte sichergestellt werden .

« adisch»« Laude « th«at »r . Für Dienstag , dem 21. Januar ,steht unserm Theaterpublikum ein erlesener Genutz bevor :die Intendanz konnte mit dem Schauspiel -Ensemble der ge»feierten Berliner Schauspielerin , Mad ? Christians , dem u . a.die „prominenten " Darsteller Ernst Deutsch und Hans Jim -kermann angehören , ein einmaliges Gastspiel vereinbaren .Die Verhandlungen über das auszuführende Stück stehen vordem Abschlutz. Die getroffene Wahl wird unverzüglich be»kanntgegeben werden .
Colosseumtheater . Wie die Direktion mitteilt , verabschiedetfich heute , Mittwoch , das Schlierseer - Bauerntheater mit XaverTerosal in dem grotzen Lachschlager , ,s ' Dirndl mit 'm rotenMieder " vom hiesigen Publikum . Am Donnerstag , den 16.d. M -. zieht wiederum ein lustiges Völklein im Eolosseumein , und zwar Glauer 's Royal Midget 's Theater „Kleinaber Oho ". Das Personal dieses Theaters besteht aus den18 kleinsten Liliputanern Europas . Die Menschlein sind allenormal gebaut und keine Krüppel und bringen ein vielseitige ?Programm . Das Theater spielt nach öjährigem Tourneedurch Nordamerika zum ersten Mal wieder in Deutschland .Umrahmt werden die Darbietungen der Liliputaner voneinem erstklassigen Grotzstadt -Variete - Programm . An denMittwoch - und Samstagnachmittagen , 3.30 Uhr , am kommen -den Samstag , den 18. d. M ., zum erstenmal , finden Mär -chenvorstellungen statt , und zwar gelangt „Schneewittchenund die 7 Zwerge " in fabelhafter Ausstattung zur Aufführung .Dieses Märchen wird hier zur Wirklichkeit , wird das Stückdoch von wirklichen Zwergen aufgeführt . Die Preise für diefeMärchenvorstellungen sind bedeutend ermäßig ». Ferner wirddarauf hingewiesen , datz an den Sonntagnachmittagen , 3.30Uhr , ebenfalls die beliebten Fremdenvorstellunnen bei voll-ständig ungekürztem Abendprogramm stattfinden .

Wetternachrichtendienst der Bad . Landeswetierwarte , Karls -ruhe . Von Nordwesten ist kühlere , maritime Luft nach Eng -land vorgedrungen , wird aber in unserem Gebiet keine wesent -liche Änderung der herrschenden Temperaturverhältnisse mitsich bringen , da auf dem Ozean ein ciuSgeoehntes Tief in be-merkenswert südlicher Bahn heranzieht . Die Vorderseite die-ser Zyklone wird neue Warmluftmassen aus den Subtropennach Europa befördern . Wetteraussichten : Fortdauer der mil -den Witterung .

Gemeinderundschau
Aus dem Bürgeransschntz Karlsruhe

Die Sitzung des Bürgerausschusses Karlsruhe brachte amDienstag ernste Feststellungen zur Wirtschaftslage , so , datz13 Proz . der gesamten Karlsruher Bevölkerung aus allgemei -nen Fürsorgemitteln ihr Leben fristen müssen . Der Ausbauder Gemeinnützigen Beschäftigungsstelle ist daher wohl begrün -det , und der Bürgerausschuß hat sich auch mit der Erhöhungder Stammeinlage der Stadt bei der Gemeinnützigen Beschäf .tigungsstelle einverstanden erklärt . Der Oberbürgermeisterverwies auf den Geldmangel der Stadt . Obwohl der Baueines fünften Hafenbeckens immer dringender wird , ist keineAussicht vorhanden , diesen Plan in nächster Zeit zu verwirk »liehen . Es fehlen die dazu notwendigen Millionen . Angesichtsder großen Arbeitslosigkeit wird man natürlich nichts nnver »sucht lassen > um den gewaltigen Fürsorgeetat zu entlasten .Die Gemeinnützige Beschäftigungsstelle hat in den letztenzwei Jahren zur Spankorbfabrikation zwei neue Betriebs -zweige , die Sargfabrikation und die Wandererherberge , über »
nommen , war aber bisher in der Lage , den Betrieb ohne Zu -
schuß weiterer Betriebsmittel , also ohne Erhöhung des Gesell -
schasterkapitals , weiterzuführen . Nun hat aber die Gesellschaftauf Ersuchen des Fürsorgeamts sich zur Deckung ihres Be -
darfs an Arbeitskräften aus der Reihe der Wohlfahrtserwerbs -losen bereit erklärt . Wenn der Betrieb auch in den Dienst der
Fürsorge gestellt wird , so mutz er auch während der Winter -monate mindestens 150 Arbeiter beschäftigen , weshalb eine
Erhöhung des Gesellschaftskapitals notwendig wird . Ein kom -
munistischer Antrag verlangte Abschaffung des Akkordsystemsund Festsetzung der täglichen Arbeitszeit auf 7 Stunden . Bür -
germeister Sauer erklärte , datz der Bürgerausschutz der Ge -
meinnützigen Beschäftigungsstelle über ihre Arbeitsweise Vor -
schriften nicht machen könne .

Zu einer Vorlage auf Erweiterung der Betriebseinriqiungendes Rheinhafens , die Annahme fand , warf Stadtverordneter
Schneider (Zentr . ) die Frage auf , ob nicht an den Ausbau des
fünften Hafenbeckens gegangen werden könne, da das in den
letzten Jahren Geschaffene nur Stückwerk gewesen sei . Man
müßte dazu Mittel freimachen . Eine große Zahl von Ar -
beitslofen würde untergebracht . Oberbürgermeister Dr. Finter :Es sind Millionen dazu notwendig , die wir augenblicklich zueinem hinreichend billigen Satz nicht erhalten können . Das
Projekt ist vollständig fertig , daß es sich hier um eine Not -
wendigkeit handelt , darüber ist sich die Stadtvertvaltung klar .— Der Eingemeindung eines Teils der abgesonderten Gemar -
kung Hardtwald nördlich bis zur Straße Hagsfeld — Eggenstein
stimmte der Bürgerausschuß zu .

Die Errichtung eines Kriegerchreudenkmals auf dem Fried -
Hof (Schöpfer Bildhauer Binz ) sollte in nichtöffentlicher Sitzung
behandelt werden , wurde aber vertagt , nachdem von sozial -
demokratischer Seite der Antrag gestellt war , die Frage össent -
lich zu behandeln . Es handelt sich darum , ob die nackte Jung -
lingsgestalt eine Bekleidung oder Verdeckung um die Lenden
erhalten soll . Weiter beschäftigte man sich mit der Ansiedlung
der Michelin -Werke in nichtöffentlicher Sitzung , nachdem ein
kommunistischer Antrag auf öffentliche Beratung abgelehnt
worden war .

Bürgermeifterwahl . Der bisherige Bürgermeister in H«»S-
gereut (Amt Kehl ) , Georg Hauß , wurde einstimmig wiederge -
Wählt .

Wandel und Mirtsckatt
Berliner Devisennotierungen

Amsterdam 1<X) G .
Kopenhagen 100 Kr .
Italien . . 100 L-
London . . 1 Pfd .
New York . 1 D .
Paris . . 10« Fr .
Schweiz . 100 Fr .
Wien 100 Schilling
Prag . . . 100 Kr -

15 .
Geld

168.16
111 .88
21 .89
20 .359
4. 1815
16 .43
80 .94
58 .80
12.372

Januar
Brief

168 .50
112.10
21 .93
20 .399
4.1895
16.47
81 .10
58.92
13 . 392

11. Januar
Geld

168 .23
111 .92
21 .905
20.363
4.1840
16. 435
£0 .97
58.83
12 .378

Brief
168.57
112.14
21 .645
20.403
4.1920
16.475
81 .13
58.95
12.398

Schmidt - Bank Baden - Baden . Nachdem die überwiegende
Zahl der Gläubiger mit der erforderlichen Mehrheit der For¬
derungsbeträge dem Antrag aus Eröffnung des gerichtlichen
Vergleichsverfahrens zugestimmt hat , wurde da? Vergleichs -
verfahren seitens des Amtsgerichts Baden -Baden unterm
11 . Januar eröffnet . Der Vergleichstermin ist auf Dienstag ,
den 11 . Februar , in das Amtsgerichtsgebäude in Baden -
Baden bestimmt . Nach dem Vergleichsvorschlag wird das ge-
samte vorhandene Vermögen den Vertrauenspersonen al«
Treuhänder für die Gläubiger übereignet werden . Ferner
erhält die Gläubigerschaft einen Besserungsschein in Höbe von
15 Prozent .



Vergleichsverfahren bei Billing k 3 - ller, Karlsruhe , über
das Vermögen der Firma Billing & Zoller, Aktiengesellschaft
für Bau - und Kunsttischlerei in Karlsruhe , wurde unterm
Ii . Januar das Vergleichsverfahren zur Abwendung des Kon -
kurses eröffnet . Bergleichstermin wurde festgesetzt auf Frei -
tag , den 7 . Februar .

Der Privatdiskont ist für beide Sichten um je »/» Proz . auf
6Yt Proz . ermäßigt worden.

Der Aktienindex. Der vom Statistischen Reichsamt errech -
nete Aktienindex ( 1924 bis 1926 — 100) stellt sich für die Woche
vom S. bis 11 . Januar 1930 auf 117,8 gegenüber 115,5 der
Vorwoche , und zwar in der Gruppe Bergbau und Schwer-
industrie auf 116,7 ( 114,0 ) , Gruppe verarbeitende Industrie
auf 106,3 (104,4 ) , und Gruppe Handel und Verkehr 135,8
(183,'S ) .

Kurze IRacbricbten »us Xaden
Der Man » mit der Maske

Zu dem Mord auf der Weißtannenhöhe
Nach Mitteilung der Staatsanwaltschaft Freiburg haben die

bisherigen Ermittlungen in der Angelegenheit des Wilhelm
Pfaff aus Furtwangen ergeben, daß jetzt schon mit Sicherheit

gesagt werden kann, datz Pfaff der schon seit langer Zeit ge-
suchte Mann mit der Mas?« ist, der seit geraumer Zeit aufden Höhenwegen Triberg —Schönwald—Furtwangen —Kalte
Herberge—Turner sein Unwesen getrieben hat . Er tritt syste¬
matisch in schamloser Weise Frauen und Mädchen, besonder?Touristinnen , entgegen. Pfaff führte vermutlich ein Doppel-leben. In Furtwangen war er der harmlose Ehemann und
Invalide , bei seinen Touren führte er die schamlosesten An-
griffe auf Frauen und Mädchen aus . Nur einer falschen Schamder von ihm Überfallenen Frauen und Mädchen ist es zuzu-
schreiben , daß sich Pfaff zu einer Art Landplage entwickelte .

Auch über den Zusammenhang des Pfaff mit dem Mord anden beiden Mannheimer Lehrerinnen auf der Weißtannenhöheam 31. Mai 1923 sind wertvolle Hinweise gemacht worden.
Einzelheiten können jedoch im Interesse der Untersuchung noch
nicht mitgeteilt werden. Die Staatsanwaltschaft fordert neuer -
dings die Bevölkerung auf , die Strafverfolgungsbehörde in
ihrem Bestreben, die Bluttat aufzuklären , tatkräftig zu unter -
stützen . Wie wir hierzu weiter erfahren , ist die Beachtung die-
ser staatsanwaltschaftlichen Aufforderung um so notwendiger,als die bezüglich des Mordes gemachten Angaben wohl dieVermutung aufkommen lassen , daß Pfaff mit dieser Tat imZusammenhang steht . Ein schlüssiger Beweis dieser Vermu -
tung ist aber durch die bisher gemachten Angaben wohl nochnicht erbracht.

Zum Lohnstreit in der Textilindustrie des Albtals
DZ . Ettlingen , 14 Jan . Montag nachmittag, 4 Uhr , ver.sammelte sich die gesamte Belegschaft der Spinnerei und We-bere« Ettlingen , etwa 1500 Textilarbeiter und -arbeiterinnenunter freiem Himmel, um Stellung zu nehmen zu dem Ergebtnis der Verhandlungen vor dem Landesschlichter für Südwest-deutschland. Die Versammlung bedauerte lebhaft die Stel -lungnahme des Landesschlichters und protestierte gegen dasVorgehen der Arbeitgeber, die einen Abbau der Löhne von8 V. H . vornehmen wollten. Da die Firmen durch Anschlagerklärten , daß ab 1 . März ein monatlicher Abzng von 1 Proz .stattfinden werde, behält sich, wie es in der Protestversamm¬lung hieß, die Arbeiterschaft bis zur rechtlichen Klärung derVerhaltnisse alle weiteren Schritte vor. Sie hat bedingungs-weife die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses beschlossen. Di-Lage ist nach wie vor gespannt.

DZ . Wiesloch , 14. Jan . Die Nachrichten , daß hier und irLeimen wegen dauernder Zunahme der Diphteriefäll «die Schließung der Schule' und der Kinderschulen bisauf weiteres angeordnet worden sei, werden als unzutreffendbezeichnet . Offenbar wurde Wiesloch mit der NachbargemeindeNußloch verwechselt , in der vorige Woche die Diphtherie ziemlichstark aufgetreten war . In der Zwischenzeit ist aber auch dortdie Krankheit wieder zurückgegangen.

An unsere sehr geehrten Mitglieder!
LetzterTermin zur Ablieferung der Gegenmarken -
sammel - und Geschäftsanteil - Karten von,1929

Montag . 20 .Januarl 930
Wir bitten dringend , diesen Termin einzuhalten !

Lebensbednrfnlsverem
Städtische Sparkasse Glzach

Bilanz auf 31. Dezember 1929
Aktiva

X. Kassenbestand . . . .
2 . Reichsbank- und Post¬

scheckguthaben . . . .
3 . Wechselbestand . . .
4 . Jnkassowechsel - . .
5 . Guthaben bei Giro¬

zentralen
6 . Darlehen in laufender

Rechnung
7 . überziehen auf Giro-

konten
8. Feste Darlehen

a ) gegen Hypothek . .
b) an Gemeinden und

einbezahl. Betriebs-
kapital beim Bad.
Sparkassen- u . Giro-
verband

c) gegen Schuldschein .
9 . Aufgewertete

Forderungen . . ; i
10. Aufwertungskonto . .
11 . Vorschüsse
12 . Zinsenrückstände . . .
13 . Immobilien . . . .
14. Geschäftseinrichtung .
15 . Weitergeg,

Wechsel 1»8 440,64 m
16 . Avale 12 514,81 m

24 381,73

20996,34
16 759,55

1 343,79

54145,60

465 918,44

2 417,07

886312,40

86 000, -
108 573 .46

702 202,53
44 559,01

154,73
45274,84
55000,—
4 000,—

2 518039,49

Passiva m
1. Guthaben der Einleger

a ) Spareinlagen . . . 1396 517,83
b ) Giroeinlagen . . . . 98 392,12
c) auf Kontokorrent¬

konten 11335,82d) Aufgewertete Spar¬
einlagen . . . . i 844 315,312. Guthaben der Giro¬

zentrale . . . . ff 8 365,09
3 . Aufgenommene

Kapitalien . . i : ; 100 000, —
4. Reservefonds . . . . 28 245,37
5. Reingewinn für 1928 . 30 867,95
6. Weitergeg.

Wechsel 108 440,64 ftJi
7 . Avale 12 514,81 m

2 518 039,49

Gewinn - und Berlnstrechnnng auf 31 . Dezember 1989
So «

I . Zinsen für Einlagen
a ) Spareinlagen . .
b ) andere Gelder . .

8. Verwaltungskosten ,
8 . Abschreibungen

a) Immobilien . . ;
b ) Einrichtung . . .

4 . Reingswnm . . . .

76928,29
29 403,39
27 133,57

6958,17
3 731,40

30 867,95

175 022,77

Habe» suc
1 . Zinsen aus Aktiv-

kapitalien
a ) Feste Darlehen . ; j 91 329,75
b) Darlehen in laufender

Rechnung 40 792,96
c) Wechsel und andere

Gelder 22 627,21
2 . Gebühren und sonstige

Einnahmen . . . , 20272,85
175022.77

Elz ach , de» S. Januar 1930.
Der Vorsitzende de» Verwaltungsrats «

Rapp , Bürgermeister.

Q .12
Der GeschSftsletter :

Stengler .

Möbel Speisezimmer
Herrenzimmer
Schlaffzimmer
Küchen
einzelncMöbelstttok «

in bekannt großer Auswahl im Möbelhaus

Maien Wein Heimen
Karlsruhe Zahlungserleichterung. Kronenstr .32

Kein Laden , daher billigste Preise 940

Q .33 . Bruchsal. Das
Konkursverfahren üb. das
Vermögen der Firma Gr -
werbehalle Bruchsal, Ger -
Harb Oncken, Möbelhaus
in Bruchsal, wurde man-
gels Masse eingestellt.

Bruchsal, 31 . 12 . 1929.
Amtsgericht III .

— Geschäftsstelle —.
Karlsruhe . Q .24

Vereinsregistereintrag
Christenvereinigung Karls¬
ruhe in Karlsruhe . 81 . 12.
1929.

Amtsgericht Karlsruhe .

Einladung.
Die Herren Mitglieder der Badischen Anwaltskammerwerden zur
ordentlichen Kammerversammlung

auf
Sonntag, den 2. Februar 1930, vormittags 10 Uhr,in das Justizgebäuöe zu Karlsruhe, Hans-Thoma -Stratze

(Schwurgerichlssaalj ergebenst eingeladen.Die vom Vorstand zu stellende Rechnung liegt für die
Kammermitglieder während einer Woche vor der Vev
scmmlung auf dem AnwaUszimmer ebendaselbst auf.Die Einladung wird in der „Badischen Rechtspraxis "
und dem badischen „Staatsanzeiger" vom 15 . Dezember1929 und vom 15. Januar 1930 veröffentlicht . J .633Die lokalen Anwaltsvereine werden ersucht, die Harren
Kollegen ihres Bezirks außerdem noch besonders einzu>
laden . (§ 6 Geschäftsordnung .)

Im Anschluß an die Versammlung gemeinsames Mit-
tagessen.

Karlsruhe , den 23. November 1929.
Der Borstand der Badischen Anwaltskammer :

vr . Dietz ,
Vorsitzender.

Tagesordnung .
1 . Bericht des Vorsitzenden über die Tätigkeit des Vor¬

standes in der Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember
1929.

2. Rechnungslegung .
3. Entlastung des Vorstandes .
4. Bewilligung von 6000 Ml zur Unterstützung von ba

dischen Rechtsanwälten und deren Hinterbliebenen .
5. Vorstandswahlen . Es scheiden aus infolge des Ab-

laufs ihrer Wahlperioden die Herren :
1 . vr . Dietz, Karlsruhe, Mitglied seit 1913, zuletzt ge

wählt 1926,
2. De Bielefeld, Karlsruhe, Mitglied seit 1914, zuletzt

gewählt 1926,
Z. Händel , Karlsruhe, Mitglied seit 1918, zuletzt ge-

wählt 1926,
4. Lindeck, Mannheim, Mitglied seit 1918, zuletzt ge-

wählt 1926,
5. Dr. H . Kombach, Offenburg, Mitglied seit 1918, zu-

letzt gewählt 1026,
6 . Dr. Emil Selb, Mannheim, Mitglied seit 1920, zu-

letzt gewählt 1926,
7. Dr. Ludwig Haas, Karlsruhe, Mitglied seit 1922,

zuletzt gewählt 1926,
8 . Gentil , Mannheim , Mitglied seit 1928,
9 . Dr. Gönner, Karlsruhe, Mitglied seit 1928,

10 . Harrer, Lörrach, Mitglied seit 1928 ,
11 . Rheindl , Mosbach, Mitglied seit 1928,

außerdem
12. Dr. Deutsch, Mannheim, Mitglied seit 1918, zuletzt

gewählt 1928 , vor Ablauf seiner Wahlperiode auf
seinen Antrag mit Zustimmung des Kammervorstan -
des gemäß 8 45 Abs. 2 RAO.

Im Borstand verbleiben bis 1932 die Herren
1 . Dr. Schoch, Heidelberg, Mtglied seit 1922, zuletzt ge-

wählt 1928,
2. Dr. Fürst, Karlsruhe, Mitglied seit 1924, zuletzt ge-

wählt 1928,
3. Sleinel, Pforzheim , Mitglied seit 1924, zuletzt ge-

wählt 1928,
4. Dr. Pfefferte, Freiburg, Mitglied seit 1928,
5. Dr. Marum , Karlsruhe, Mitglied seit 1928,
6 Dr. Kimmig , Konstanz , Mitglied seit 1928.

Von den 12 neu zu wählenden Vorstandsmitgliedern
find nach § 44 RAO. 9 auf 4 Jahre , 3 auf 2 Jahre
zu wählen . Von den Neuzuwählenden müssen nach
§§ 2 und 8 Abs . 4 der Geschäftsordnung 4 in Karls-
ruhe domiziliert sein und in besonderem Mahlgang zu-
erst gewählt werden.

S. Bortrag des Herrn Kollegen Gentil , Mannheim ,
über das Thema „Anwalt, Volk und Recht".

7 . Verschiedenes.

Bekanntmach«»«.
Q .35. Karlsruhe . Über

den Nachlaß des am 12 .
Juli 1929 in Luzern ver»
storbenen Ingenieurs Hu-
g» AndriessenS , zuletzt
wohnhaft in Karlsruh «, ist
die Nachlaßverwaltung an»
geordnet worden.

Verwalter ist Rechtsan-
walt Dr. Figlestahler in
Karlsruhe , Kaiserstr. 21».

Etwaige Gläubiger for¬
dere ich auf , ihre Ansprü-
che unverzüglich zu Hän-
den des Nachlaßverwalter?
anzumelden.

Karlsruhe , 11. 1. 19S0.
Bad. Notariat 5,

als Rachlaßgericht.

Voranzeige

COLOSSEUM
Heute Abend 8 Uhr

Abschiedsvorstellung
Xaver Terofal
Ab morgen , den 16. d. Mts.,

täglich 8 Uhr

GASTSPIEL
von

Glauer's Royal
Midget

'sTheater
Die kleinsten Mensehen der Welt

Außerdem das großeVariete -
programm von Weltruf

Sk teir
Hübsche (K109

Deutschamerikanerin, 22 J.
mit 500 000 Doli , und Grund¬
besitz inDeutschland,wünscht
sich mit charaktervoll. Herrn,
wenn auch ohne Vermögen,zu verheiraten. Durch Frau

Adam , Berlin W 50 .

PORPHYRWERK
DOSSENHEIM

HANS VATTER
DOSSCNMIIMA.O.BIRGSTQ.

LIEFERTAUSSCHIOSS' U.
KECKENMARKBRUCH
ERSTKLASSIGES

STRflSSENBflU-
MRTERIfiL

2t . Jannar

Einmaliges Gastspiel

Ernst Deutsch
San « Znnkermann

Bekanntmachung.
Das Sparbuch Nr . 2324

unserer Kasse, lautend auf
den Namen „Bertha Lohr,
Ehefrau des F . Lohr, geb.
Grieb in Ravensburg " , ist
abhanden gekommen .

Wir fordern hiermit den
etwaigen derzeitigen In -
Haber dieses Sparbuchs
bzw . denjenigen, der ir-
gendwelche Rechte glaubt
aus demselben geltend
machen zu können, auf,
innerhalb eines Monats
von heute an seine An-
prüche unter Borlage des

Sparbuchs usw . bei uns
einzureichen. Nach Ablauf
dieser Frist wird die
Kraftloserklärung fragli -
chen Sparbuchs ausgespro-
chen werden.

Hciligenberg, Bodensee ,13. 1 . 1930. K-107
Bezirkssparkaffe Heiligen¬
berg/Bodensee. — Öffent-
liche Berbandssparkasse —.

MWg Landestheater
Donnerstag , 16. Jan . 1930

Volksbühne 1

Sollst II - MI
Von Goethe

Regie: Baumbach
Mitwirkende:

Bertram , Frauenjdorfer.Genter, Quaifer , Rade-
macher , Schreiner, Ziegler̂
Brand , Dahlen, Gemmecke,
Graf , Herz, Hierl, Höckel
Just , Kienscherf , Kloeble ,
Kühne, Landgrebe, Mehner
Müller , Prüter , Schulze.
Anfang 19 '/, Ende 237t

Preise A (0,70 —5 91A)
Der IV . Rang ist für den

allgemeinen Verkauf
freigehalten.

r-, 17 . Jan .: . Zeittheater ":
>te Dreigroschenoper .

Sa -, 18. Jan - : Zu halben
Preisen : Das GlSckchen

des Eremiten .
So ., 19. Jan . : Nachmittags :
Chrtsttnchens Märchen »
buch. Abends : Rtgoletto .
Im KonzerthauS : Grand
HAtel . Mo-, 20. Jan . :
Zeittheater " : Die Drei¬

groschenoper .

Inserieren
bringt Gewinn !

Heut « 8 Uhr
Sonntags 3 '/, Uhr u. 8 Uhr

XaverTerofal
in dem gro8en
Lachschlager

's Dirndl mit 'm
roten Mieder

Nur
Tegernsee
noch wenige

Tage !
Druck G. Braun, Karlsruhe
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